
Eine differenzierte Interpreta tion der Rechts-
vorschriften im BNatSchG zum strengen 
Artenschutz formuliert das nach folgende 
Statement – eine Re aktion auf den Beitrag 
„Fort pflanzungs- und Ruhestätten bei 
 artenschutzrechtlichen Betrachtungen in 
Theorie und Praxis – Grundlagen, Hinwei-
se, Lösungsansätze – Teil 2: Rep tilien und 
Tagfalter“ von der HVNL-Arbeitsgruppe 
Artenschutz, Annette Möller und Andrea 
Hager in Band 44 (10), 2012, Seiten  
307-316.

Der strenge Artenschutz ist ein komple-
xes Thema. Nur wenn sich jemand ju-
ristisch mit § 44 BNatSchG und natur- 
schutzfachlich mit der/den betroffenen 
Art(en) gut auskennt, ist er in der Lage, 
eine artenschutzrechtliche Beurteilung 
korrekt abzuarbeiten. Hierzu gehören in 
beiden Disziplinen Fortbildungen und 
eine intensive Auseinandersetzung über 
die jeweiligen Grenzen hinweg. Ein Weg 
hierzu ist die Veröffentlichung eines Fach-
beitrages, der zur Diskussion gestellt wird, 
so wie der o. g. Artikel. Diejenigen, die 
damit beginnen, haben es immer am 
schwersten. Deshalb bin ich der Arbeits-
gruppe Artenschutz für ihre Veröffent-
lichung dankbar, möchte aber in einzel-
nen Punkten darauf er widern, da ich 
diese anders interpretiere. Ich beziehe 
mich nachfolgend ausschließlich auf die 
Reptilien bzw. die Zaun eidechse (Lacerta 
agilis).

1  Indirekte Beeinträchtigungen
In der Definition unter Punkt 2.1 im 
 letzten Absatz wird ausgeführt, dass  
durch mittelbare Beeinträchtigungen 
(z. B. Lärm) der Verbotstatbestand nach 
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 (Zerstörungsverbot) nicht 
ausgelöst wird. Stattdessen soll ggf. eine 
Prüfung nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 (Störungs-
verbot) erfolgen. Diese Aussage ist zwar 
für  Reptilien nicht wesentlich, kann aber 
auch anders gesehen werden.

Nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 ist es verboten, 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild 
lebenden Tiere der besonders geschützten 

keine geeignete Vermeidungsmaßnahme 
darstellt. Das ist zwar richtig, da Vermei-
dungsmaßnahmen immer aus einem Kom-
plex von mehreren Maßnahmen bestehen. 
Für den Leser oder die Leserin stellt sich 
dieser Satz aber so dar, als wären Bauzei-
tenbeschränkungen für Eidechsen über-
haupt keine Möglichkeit, um die Folgen 
eines Eingriffs zu vermeiden oder mini-
mieren. 

Obwohl die Zauneidechse ganzjährig 
in ihrem Lebensraum vorkommt, kann  
es beim Tötungsverbot nach § 44 Abs. 1 
Nr. 1 wichtig sein, kleinräumig zu diffe-
renzieren. So kann es z. B. bei einer 
Böschungs sa nierung entlang einer Bahn-
strecke, bei der die Böschung nachweis-
lich als Winterquartier ungeeignet ist, 
eine sinnvolle Maßnahme sein, eine Bau-
zeitenbeschränkung (nur im Winter ar-
beiten) in Kom bination mit der Auswei-
sung einer Tabu-Fläche (nicht in den 
Schotter = Winterquartier eingreifen) 
vorzuschlagen. 

Nach § 44 BNatSchG Abs. 1 Nr. 2 ist es 
verboten, wild lebende Tiere der streng 
geschützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, 
Aufzucht-, Mauser-, Überwint erungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; 
eine erhebliche Störung liegt vor, wenn 
sich durch die Störung der Erhaltungszu-
stand der lokalen Population einer Art 
verschlechtert.

Die Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeit 
beginnt bei den Eidechsen mit der Paa-
rung und endet, wenn die Jungtiere ge-
schlüpft und somit selbstständig sind (vgl. 
Louis 2009, OVG Berlin 2009). Als Mauser 
bezeichnet man das regelmäßige Abwer-
fen und Neuwachstum der Vogel federn. 
Die Mauser stellt für Vögel eine energeti-
sche Belastung dar und eine Reihe von 
Arten ist während der Mauser flugunfähig. 
Eine vergleichbare Situation ist zumindest 
bei Schlangen die Häutung. Schlangen 
haben transparente zusammengewachse-
ne Augenlider oder uhrglasartige Au-
genabdeckungen, die sich mit häuten und 
vor der Häutung durch Wassereinlagerung 

Arten aus der  Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören.

Es handelt sich nur dann um eine Be-
schädigung oder Zerstörung, wenn eine 
di rekte Einwirkung auf die geschützten 
Lebensstätten vorliegt, die sich nachteilig 
auf deren Funktion auswirkt (KG Berlin 
2000). Verlassen Tiere ihre Lebensstätte 
aufgrund indirekter Einwirkungen wie 
Lärm, Licht, Erschütterung und Geruch 
oder sonstiger Beunru higungen oder 
Scheuchwirkungen, so werden die betref-
fenden Lebensstätten nicht beschädigt 
oder zerstört. Es handelt sich hierbei um 
 Einwirkungen auf die Tiere selbst, sodass 
zwar das Störungsverbot verwirklicht wer-
den kann, aber keine Beschädigung oder 
Zerstörung der geschützten Lebensstätten 
vorliegt (KG Berlin 2000, Louis 2009).

Solche indirekten Beeinträchtigungen 
können jedoch (zusätzlich zur Störung) 
als Entnahme aus der Natur gewertet 
werden (BVerwG 2009a, HinscH 2011, Ko-
Kott 2011). Eine Entnahme aus der Natur 
ist gegeben, wenn dem Tier die jeweiligen 
geschützten Lebensstätten durch eine an-
thropogene Handlung auf nennenswerte 
Dauer entzogen werden (KG Berlin 2000), 
z. B. durch Einwirkungen wie Lärm, Licht, 
Erschütterung und Geruch oder sonstige 
Beunruhigungen oder Scheuchwirkungen 
(Lau 2012). 

2 Bauzeitenbeschränkung
Unter Punkt 3.1.3 wird zur Bauzeitenbe-
schränkung angegeben, dass sie alleine 
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darunter trüb werden. In die-
ser Zeit sind die Schlangen 
deutlich weniger aktiv, fressen 
wenig bis nichts und sind we-
sentlich stärker durch Prädati-
on gefährdet. Daher ist die 
Häutung bei Schlangen im 
 Sinne des § 44 BNatSchG mit 
der Mauser gleichzusetzen. Bei 
unseren einheimischen Ei-
dechsen ist ein ähnliches Ver-
halten nicht bekannt. 

Die Überwinterungszeit 
beginnt mit dem Aufsuchen 
der Überwinterungsstätte und 
endet mit dem Verlassen dieser 
(vgl. Louis 2009). Unter Wan-
derung versteht man die peri-
odische, in der Regel durch 
jahreszeitliche Veränderungen 
oder Änderungen des Futter-
angebots bedingte Migration 
von Tieren von einem Gebiet 
zum anderen als natürlicher 
Teil ihres Lebenszyklus (EU-
Leitfaden 2007). Unsere ein-
heimischen Eidechsen sind 
Biotopkomplexbewohner, die 
unterschiedliche Teilhabitate 
in einem räumlichen Zusam-
menhang bewohnen. Eine 
Wanderung zwischen den ver-
schiedenen Teilhabitaten, wie 
es sie z. B. bei Amphibien gibt, 
ist bei den heimischen Eidech-
sen nicht bekannt, daher gibt 
es in diesem Sinne auch keine 
Wanderungszeit. 

Aus dieser Aufzählung geht 
hervor, dass die Eidechsen 
nicht das ganze Jahr über ge-
schützt sind. Bei den Zaunei-
dechsen-Vorkommen in Süd-
deutschland gibt es im Früh-
jahr zwischen dem Ende der 
Überwinterung und dem Be-
ginn der Fortpflanzungszeit 
ein Zeitfenster von etwa drei 
Wochen und im Herbst nach 
der Fortpflanzungszeit und vor 
Beginn der Überwinterung 
nochmals ein circa acht Wo-
chen langes Zeitfenster. Das 
zeigt auf, dass beim Störungs-
verbot eine Bauzeitenbeschrän-
kung eine sehr gute Vermei-
dungsmaßnahme darstellt. 

3 Ökologische Funktion
Im Artikel wird an mehreren 
Stellen davon ausgegangen, 
dass die ökologische Funktion 
im räumlichen Zusammen-

hang erfüllt ist, wenn für die 
Zauneidechse nach einem 
 Eingriff noch 1 bis 4 ha Le-
bensraum übrig bleiben. Ob 
einer Zauneidechsen-Popula-
tion eine Fläche von 1 bis 4 ha 
für ein langfristiges Überleben 
ausreicht, soll an dieser Stelle 
nicht diskutiert werden. 

§ 44 Abs. 5 Satz 2 lautet: 
Sind in Anhang IV Buchstabe 
a der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführte Tierarten, europä-
ische Vogelarten oder solche 
Arten betroffen, die in einer 
Rechtsverordnung nach § 54 
Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt 
sind, liegt ein Verstoß gegen 
das Verbot des Absatzes 1 
Nummer 3 und im Hinblick auf 
damit verbundene unvermeid-
bare Beeinträchtigungen wild 
lebender Tiere auch gegen das 
Verbot des Absatzes 1 Nummer 
1 nicht vor, soweit die ökolo-
gische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betrof-
fenen Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin er-
füllt wird. 

Schon allein die Möglich-
keit, dass von einem 10 ha gro-
ßen Lebensraum der Zaunei-
dechse 6 ha zerstört und die 
darin lebenden Eidechsen ge-
tötet werden können, und den-
noch keine Vermeidungs- oder 
Minimierungsmaßnahmen 
erforderlich sein sollen, würde 
die FFH-Richtlinie und das 
BNatSchG ad absurdum füh-
ren. Durch eine derartige Vor-
gehensweise könnte die Zaun-
eidechse massiv Habitate ver-
lieren und die Populationen 
würden extrem zurückgehen. 
Als Folge eines derartigen Vor-
gehens blieben verinselte Vor-
kommen mit 4 ha großen Le-
bensräumen übrig. Und wie 
geht es weiter, wenn die 4 ha 
für ein langfristiges Überleben 
nicht ausreichen?

Mit dem Abstellen auf die 
Wahrung der ökologischen 
Funktion der betroffenen Le-
bensstätte und Standorte ver-
folgt § 44 Abs. 5 Satz 2 und 4 
BNatSchG ein rein ökologisch-
funktionales Verständnis des 
Lebensstättenschutzes (Lau 
2012). Der Funktionserhalt ist 

dann gegeben, wenn für die in 
ihren Lebensstätten konkret 
betroffenen Exemplare einer 
Art die von der Lebensstätte 
wahrgenommene Funktion 
vollständig erhalten bleibt, in-
dem entweder im jeweiligen 
Revier weitere geeignete Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten 
zur Verfügung stehen oder 
durch entsprechende funk-
tionserhaltende Maßnahmen 
ohne zeitlichen Bruch bereit-
gestellt werden (BVerwG 
2009b, 2010b, VG Arnsberg 
2010). Entscheidend ist allein, 
dass der verbleibende und/
oder neu geschaffene Lebens-
raum nach aller Erfahrung die 
beeinträchtigten Funktionen 
für alle betroffenen Exemplare 
auffängt (BVerwG 2009c, VHG 
Mannheim 2010). 

Nicht ausreichend ist im 
Regelfall, dass potenziell ge-
eignete Ersatzlebensräume 
außerhalb des Vorhabensge-
biets vorhanden sind (LANA 
2010), denn es ist davon aus-
zugehen, dass diese schon von 
der betroffenen Art genutzt 
werden und ohne gezielte Auf-
wertungsmaßnahmen keine 
höhere Siedlungsdichte zu er-
reichen ist (KratscH 2011). Hat 
die geschützte Lebensstätte 
mindestens die gleiche (oder 
eine größere) Ausdehnung 
und eine gleiche (oder besse-
re) Qualität für die zu schüt-
zende Art, so liegt keine Beein-
trächtigung der Funk tion, 
Qualität oder Integrität der 
betreffenden Stätte vor (EU-
Leitfaden 2007).

4 Umsiedlung
Im Artikel wird in mehreren 
Punkten die Bedeutung der 
Umsiedlung von Zauneidech-
sen erwähnt. An dieser Stelle 
soll nicht die rechtliche und 
naturschutzfachliche Sinnhaf-
tigkeit von Umsiedlungen dis-
kutiert werden.

Nach § 44 (1) 1 ist es ver-
boten, „wild lebenden Tieren 
der besonders geschützten Ar-
ten nachzustellen, sie zu fan-
gen, zu verletzen oder zu töten 
oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zer-

stören“. 
Unter Nachstellen werden 

sämtliche Handlungen verstan-
den, die ein Fangen, Verletzen 
oder Töten unmittelbar vorbe-
reiten, wie z. B. das Ausbringen 
von Bodenfallen (Fangeimer) 
mit dem Ziel,   Eidechsen zu 
fangen (vgl. KratscH 2011). 
Fangen** meint den Zugriff auf 
ein lebendes Tier, bei dem der 
Fänger dem Tier die Freiheit 
nicht sofort und am Ort des 
Zugriffs wiedergibt bzw. wie-
derzugeben beabsichtigt (Lau 
2011). Daher fällt auch die 
Umsiedlung von Tieren unter 
das Fangverbot, selbst wenn 
diese letztlich zum Schutz der 
betroffenen Exemplare ge-
schieht (Lau 2012, GeLLermann 
2009 in Lau 2012).

Mit dem Umsiedeln von 
Zauneidechsen ist immer ein 
absichtliches Nachstellen und 
Fangen verbunden, das nach 
§ 44 BNatSchG verboten ist. 
Somit ist für eine Umsiedlung 
immer eine Ausnahmegeneh-
migung nach § 44 BNatSchG 
erforderlich. Für die Notwen-
digkeit einer Ausnahmegeneh-
migung für Umsiedlungen 
spricht auch, dass beim Fangen 
häufig Tiere verletzt werden 
(z. B. Abwerfen des Schwan-
zes), Tiere häufig außerhalb 
des räumlichen Zusammen-
hangs verbracht werden (ent-
sprechend dem Aktionsradius 
bei der Zauneidechse in Gebie-
te, die vom ursprünglichen 
Lebensraum der umgesiedel-
ten Tiere weiter als 500 m ent-
fernt sind) und Umsiedlungen 
somit keine CEF-Maßnahme 
sein können. Werden mehr als 
5 % der lokalen Population 
umgesiedelt (was meist der 
Fall ist), stellt die Umsiedlung 
eine erhebliche Beeinträchti-
gung der lokalen Population 
dar und somit einen Verstoß 
gegen § 44 Abs. Nr. 2. 

*  Dieses Fangen hat nichts mit dem 
Fangen nach § 44 Abs. 6 BNatSchG zu 
tun. Dort ist das Fangen beim Kartie-
ren von Tieren gemeint, bei dem In-
dividuen kurzfristig in die Hand ge-
nommen und danach in ihrem ur-
sprünglichen Revier/Habitat wieder 
freigelassen werden.
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„Kompensation mit der Land-
wirtschaft – aufwerten und nut-
zen“: Unter diesem Thema fand 
die diesjährige Fachtagung des 
Bundesverbandes der Flächen-
agenturen in Deutschland 
(BFAD) in der UNESCO-Welt-
kulturerbestätte Bauhaus in 
Dessau statt. Ein passender Hin-
tergrund: Hier boten sich auch 
Einblicke in die Philosophie der 
Bauhaus-Lehrer, die die traditi-
onell getrennten Bereiche der 
Bildenden Kunst, der Ange-
wandten Kunst und der Darstel-
lenden Kunst miteinander ver-
bunden haben. 

Die Vereinbarkeit der Belange 
des Naturschutzes und die der 
Landwirtschaft wurden und 
werden vielfach noch in Frage 
gestellt. So ist der Entzug von 
landwirtschaftlicher Nutzflä-
che durch Kompensations-
maßnahmen ein mitunter kon-
trovers diskutiertes Thema. 
Ziel der Tagung war es zu zei-
gen, dass ein Ineinandergrei-
fen von Kompensationsmaß-
nahmen und angepasster land-
wirtschaftlicher Nutzung einen 
großen Mehrwert erreichen 
kann. Bedeutend ist dieses ge-
rade vor dem Hintergrund, 
dass den Grünland- und Acker-
lebensräumen eine wachsende 
Bedeutung für den Erhalt der 
Biodiversität zukommt. 

Die politische Bedeutung 
des Themas wurde durch den 
Eröffnungsvortrag von Sach-
sen-Anhalts Umwelt- und 
Landwirtschaftsminister Dr. 

Hermann Onko Aeikens deut-
lich. Er zeichnete ein differen-
ziertes Bild der bestehenden 
Gesetzeslage und der verschie-
denen Interessen von Landnut-
zern, Investoren und Natur-
schutzakteuren. Seiner Ein-
schätzung nach wird die Ein-
griffsregelung in ihren Grund-
zügen als bewährtes Instru-
ment bestehen bleiben, wenn 
es auch zu Veränderungen in 
Durchführungsvorschriften 
kommen kann (Stichwort Bun-
des-Kompensationsverord-
nung). Er plädierte vor diesem 
Hintergrund für kooperative 
Lösungen. Flächenpools und 
-agenturen können für ihn 
dazu beitragen, solche Lösun-
gen zu erarbeiten – die bislang 
in Sachsen-Anhalt durch die 
Landgesellschaft begonnenen 
Projekte hob er lobend hervor.

Laut Prof. Dr. Sabine Tisch-
ew, Professorin für Vegetati-
onskunde und Landschafts-
ökologie an der Hochschule 
Anhalt, ist die Kulturlandschaft 
für mehr als die Hälfte aller 

heimischen Tier- und Pflanzen-
arten ein unverzichtbarer Le-
bensraum. Ein Hotspot der 
Artenvielfalt liegt dabei in ex-
tensiv genutzten Agrarland-
schaften. So beherbergen ar-
tenreiche Grünlandgesell-
schaften im weiteren Sinne 
mehr als 2 000 Pflanzenarten 
und der Beitrag zum Erhalt der 
Biodiversität steigt. Prof. Ti-
schew betonte die Wichtigkeit, 
den steigenden Beitrag zur 
Biodiversität stärker zu hono-
rieren, um dem Schwund die-
ser Lebensräume zu begegnen. 

Das bestätigte auch Stefan 
Meyer mit dem Projekt „100 
Äcker für die Vielfalt“. Die be-
triebswirtschaftlichen Belange 
der Landwirte, die diese Äcker 
naturschutzgerecht bewirt-
schaften, müssten hinreichend 
berücksichtigt werden. An-
dernfalls würden über das von 
der DBU geförderte Projekt 
hinausgehende Maßnahmen 
keinen Erfolg haben. Das bun-
desweite Netz so genannter 
Schutzäcker dient als Aus-

gangspunkt einer wissen-
schaftlich begleiteten Wieder-
ausbreitung von Ackerwild-
kräutern. Notwendig werden 
solche Programme aufgrund 
starker Verluste der Pflanzen-
diversität auf Äckern durch 
landwirtschaftliche Intensivie-
rung. 120 Ackerwildkräuter 
stünden derzeit auf der Roten 
Liste Deutschlands. Gleichzei-
tig gebe es nur sehr beschränk-
te Schutzinstrumente. Meyer 
sprach daher von den „Stief-
kindern des Naturschutzes“.

Viele Fachbeiträge von Wis-
senschaftlern und teilnehmen-
den Akteuren boten Grundla-
gen zur Verbesserung der öko-
logischen Wirksamkeit von 
Kompensationsmaßnahmen. 
Sandra Dullau, Hochschule 
Anhalt, ging auf Möglichkeiten 
zur zielgerichteten Entwick-
lung von Grünlandlebens-
raumtypen ein und stellte ei-
nen Grünlandleitfaden als 
Planungshilfe vor. Ein weiterer 
Schwerpunkt waren Praxisin-
formationen zur naturnahen 
Begrünung, dass heißt der Ver-
wendung von heimischen Ar-
ten mit Herkünften aus dem 
entsprechenden Naturraum. 
Im Gegensatz zu den vielfach 
eingesetzten Regelsaatgutmi-
schungen, käme es hier nicht 
zu Florenverfälschungen und 
Gefährdung der floristischen 
Identität der Naturräume. 

Trotz der Nachteile der Re-
gelsaatgutmischungen (RSM) 
seien Methoden der naturna-
hen Begrünung noch ver-
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